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Übereinkommen 137 


Übereinkommen über die sozialen Auswirkungen neuer Umschlagmethoden in Häfen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 6. Juni 1973 zu ihrer achtundfünfzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 

stellt fest, daß in den Umschlagmethoden in den Hä- 
fen • — - z. B. durch die Einführung von Ladungs- 
einheiten, von Roll-on-roll-off- Verfahren sowie 
die zunehmende Mechanisierung und Automa- 
tisierung — und in der Struktur des Güterver- 
kehrs bedeutende Änderungen stattfanden und 
weiterhin stattfinden und daß solche Änderun- 
gen in Zukunft voraussichtlich noch zunehmen 
werden; 

stellt fest, daß solche Änderungen dadurch, daß sie 
den Güterumschlag beschleunigen, die Liege- 
zeiten der Schiffe in den Häfen verkürzen und 
die Transportkosten senken, der gesamten Wirt- 
schaft des betreffenden Landes zugute kommen 
und zur Hebung des Lebensstandards beitragen 
können; 


stellt fest, daß solche Änderungen auch erhebliche 
Auswirkungen auf den Beschäftigungsstand in 
den Häfen und auf die Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Hafenarbeiter haben und daher 
Maßnahmen zur Verhütung oder Linderung der 
dadurch entstehenden Probleme getroffen wer- 
den sollten; 

ist der Ansicht, daß die Hafenarbeiter an den durch 
die Einführung neuer Umschlagmethoden erziel- 
ten Vorteilen teilhaben sollten und daß somit 
gleichzeitig mit der Planung und Einführung 
neuer Methoden Maßnahmen zur dauernden 
Verbesserung ihrer Lage, z. B. durch Versteti- 
gung der Beschäftigung und Stabilisierung des 
Einkommens, sowie andere Maßnahmen hin- 
sichtlich ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen 
und der Arbeitsschutzaspekte der Hafenarbeit 
geplant und durchgeführt werden sollten; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die sozialen Auswirkungen neuer 
Umschlagmethoden in Häfen, eine Frage, die 
den fünften Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, und 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/3445 

! 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sol- 
len. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1973, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Hafenarbeit, 1973, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Dieses Übereinkommen gilt für Personen, die 
regelmäßig zur Arbeit als Hafenarbeiter zur Ver- 
fügung stehen und ihr Jahreseinkommen haupt- 
sächlich durch diese Arbeit erwerben. 

2. Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnen 
die Ausdrücke „Hafenarbeiter" und „Hafenarbeit" 
Personen und Tätigkeiten, die nach der innerstaat- 
lichen Gesetzgebung oder Praxis als solche be- 
stimmt werden. Die beteiligten Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerverbände sind bei der Festlegung und 
Abänderung solcher Begriffsbestimmungen anzuhö- 
ren oder in anderer Weise daran zu beteiligen. Da- 
bei sind neue Umschlagmethoden sowie ihre Aus- 
wirkungen auf die verschiedenen Arbeitsaufgaben 
der Hafenarbeiter zu berücksichtigen. 

Artikel 2 

1 . Es ist Aufgabe der innerstaatlichen Politik, auf 
alle Beteiligten einzuwirken, soweit durchführbar 
für eine dauernde oder regelmäßige Beschäftigung 
der Hafenarbeiter zu sorgen. 

2. Auf jeden Fall sind den Hafenarbeitern Min- 
destbeschäftigungszeiten oder ein Mindesteinkom- 
men in einer Weise und einem Umfang zu gewähr- 
leisten, die von der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage des betreffenden Landes und Hafens abhängen. 

Artikel 3 

1. Für alle Berufskategorien von Hafenarbeitern 
sind in der von der innerstaatlichen Gesetzgebung 
oder Praxis zu bestimmenden Weise Register anzu- 
legen und laufend fortzuführen. 

2. Registrierten Hafenarbeitern ist bei der Ein- 
stellung für Hafenarbeiten der Vorzug zu gewäh- 
ren. 

3. Registrierte Hafenarbeiter haben sich in der 
von der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis 
vorgesehenen Weise zur Arbeit verfügbar zu halten. 

Artikel 4 

1. Die Zahl der registrierten Arbeitskräfte ist in 
regelmäßigen Abständen zu überprüfen, so daß ein 
den Erfordernissen des Hafens entsprechender Stand 
erreicht wird. 


2. Wird eine Verminderung der Zahl der regi- 
strierten Hafenarbeiter erforderlich, so sind jeweils 
Maßnahmen zu treffen, um nachteilige Auswirkun- 
gen auf die Hafenarbeiter abzuwenden oder abzu- 
schwächen. 

Artikel 5 

Damit neue Umschlagmethoden zu größtmöglichen 
sozialen Vorteilen führen, hat die innerstaatliche 
Politik die Zusammenarbeit zwischen den Arbeit- 
gebern oder deren Verbänden auf der einen und den 
Arbeitnehmerverbänden auf der anderen Seite, falls 
angebracht unter Beteiligung der zuständigen Stel- 
len, zu fördern, um die Wirksamkeit der Hafenar- 
beit zu verbessern. 

Artikel 6 

Jedes Mitglied hat sicherzustellen, daß angemes- 
sene Bestimmungen über den Arbeitsschutz, die 
Wohlfahrt und die berufliche Ausbildung auf Hafen- 
arbeiter Anwendung finden. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens sind 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung durchzufüh- 
ren, soweit ihre Durchführung nicht durch Gesamt- 
arbeitsverträge, Schiedssprüche oder auf irgendeine 
andere, den innerstaatlichen Gepflogenheiten ent- 
sprechende Art und Weise erfolgt. 

Artikel 8 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Überein- 
kommens sind dem Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 9 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft z\yölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Gene- 
raldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 10 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den Ge- 


Gemäß Artikel 19 Nr. 5 bis 7 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation (Bundesgesetzbl. 1957 
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neraldirektor des Internationalen Arbeitsamtes kün- 
digen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung 
ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraums von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 11 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 12 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der vor- 
ausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen 
und Kündigungen. 


Artikel 13 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 

Artikel 14 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 10, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 15 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 

i. 

Das neue Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation will dazu beitragen, die den 
Hafenarbeitern durch die Einführung neuer Um- 
schlagmethoden erwachsenden sozialen Probleme 
zu bewältigen. Es setzt der innerstaatlichen Politik 
das Ziel, auf alle Beteiligten einzuwirken, damit für 
eine dauernde oder regelmäßige Beschäftigung der 
Hafenarbeiter gesorgt wird. 

Die Definition des Begriffs „Hafenarbeiter“ wird 
nach Artikel 1 der innerstaatlichen Gesetzgebung 
und Praxis überlassen, wobei die Sozialpartner an- 
zuhören sind. Die Normen des Übereinkommens 
behandeln direkt die Arbeitsorganisation und die 
Arbeitsbeziehungen in Häfen: Hafenarbeitern sind 
nach Artikel 2 Mindestbeschäftigungszeiten oder 
ein Mindesteinkommen zu gewährleisten, für alle 
Berufskategorien von Hafenarbeitern nach Artikel 3 
Register anzulegen und registrierte Hafenarbeiter 
bei der Einstellung vorzuziehen. Die Zahl der regi- 
strierten Arbeitskräfte ist nach Artikel 4 regelmäßig 
zu überprüfen; bei einer notwendig werdenden Ver- 
ringerung sollen Maßnahmen ergriffen werden, um 
nachteilige Auswirkungen auf die Hafenarbeiter ab- 
zuwenden oder abzuschwächen. Die Zusammen- 
arbeit zwischen den Verbänden der Arbeitgeber und 
der Arbeitnhmer soll nach Artikel 5 von der inner- 
staatlichen Politik gefördert werden, damit neue 
Umschlagmethoden zu größtmöglichen sozialen und 
wirtschaftlichen Vorteilen führen. Bestimmungen 
der Arbeitssicherheit, Wohlfahrt und der beruflichen 
Ausbildung sollen nach Artikel 6 auf Hafenarbeiter 
angewandt werden. Soweit das übereinkommeri 
nicht durch Tarifverträge oder auf andere, der je- 
weiligen innerstaatlichen Praxis entsprechenden 
Weise durchgeführt werden kann, wären nach Arti- 
kel 7 gesetzliche Maßnahmen erforderlich. 

II. 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehen für den 
im Übereinkommen behandelten Personenkreis 
keine gesetzlichen Sonderrechte. Lediglich durch das 
Gesetz über die Schaffung eines besonderen Arbeit- 
gebers für Hafenarbeiter vom 3. August 1950 
(BGBl. I S. 352) wird die Möglichkeit eröffnet, durch 
schriftliche Vereinbarung der zuständigen Arbeit- 
geberverbände und Gewerkschaften einen besonde- 
ren Arbeitgeber (Gesamthafenbetrieb) zu bilden. Im 
übrigen gelten die allgemeinen arbeits- und sozial- 
rechtlichen Vorschriften auch für Hafenarbeiter aller 
Art. 

Außerdem werden Löhne und Arbeitsbedingungen 
für Hafenarbeiter ebenso wie für andere Arbeitneh- 
mer auch in Tarifverträgen festgelegt. Im Rahmen 
dieser Tarifverträge haben die Tarifvertragsparteien 
auch Vereinbarungen getroffen, die einzelnen For- 
derungen des Übereinkommens entsprechen. 


Das Übereinkommen orientiert sich an nichtdeut- 
schen Rechtssystemen und bringt es so mit sich, daß 
ein Teil seiner Normen im Widerspruch zu dem 
deutschen System der Arbeitsmarktpolitik und des 
Arbeitsrechts steht. Das wird besonders deutlich in 
der durch Artikel 7 vorgesehenen Verpflichtung des 
ratifizierenden Staates, gesetzliche Regelungen sub- 
sidiär einzuführen. 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehen aber 
keine gesetzlichen Regelungen, die eine Mindest- 
beschäftigungsdauer gewährleisten (Artikel 2 Ab- 
satz 2). Ein Mindesteinkommen ist für einen Teil 
der Hafenarbeiter insoweit gewährleistet, als ihnen 
bei Erfüllung der Voraussetzungen Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit gewährleistet werden können. 
Hierunter fallen aber nicht die regelmäßig unstän- 
dig Beschäftigten (§ 169 Nr. 7 Arbeitsförderungs- 
gesetz). Auch besteht keine gesetzliche Verpflich- 
tung, Hafenarbeiter zu registrieren (Artikel 3 Abs. 1) 
und registrierte Hafenarbeiter bei der Einstellung 
zu bevorzugen (Artikel 3 Abs. 2). 

Die in Artikel 4 Abs. 2 geforderten Maßnahmen, 
um nachteilige Auswirkungen auf die Hafenarbeiter 
abzuwenden oder abzuschwächen, werden durch das 
Arbeitsförderungsgesetz, soweit die Anpsruchsvor- 
aussetzungen gegeben sind, gewährleistet. Jedoch 
gilt auch hier die zu Artikel 2 gemachte Einschrän- 
kung bezüglich der Leistungen bei Arbeitslosigkeit. 

Soweit Maßnahmen nach Artikel 4 Abs. 2 der Be- 
teiligung des Betriebsrats unterliegen, insbesondere 
nach den §§ 111 ff. Betriebsverfassungsgesetz, kom- 
men sie in vollem Umfang den Arbeitnehmern der 
Hafeneinzelbetriebe zugute. Für die Arbeitnehmer 
eines Gesamthafenbetriebs im Sinne des Gesetzes 
zur Schaffung eines besonderen Arbeitgebers für 
Hafenarbeiter vom 3. August 1950 kann ein Be- 
triebsrat entsprechend den eingeschränkten Funk- 
tionen des Gesamthafenbetriebs im wirtschaftlichen 
Bereich insoweit nur begrenzt tätig werden. 

Die Durchführung von Artikel 5, der dem Staat die 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberverbänden mit bestimmter 
Zielrichtung zur Pflicht macht, kann in der Bundes- 
republik Deutschland nur insoweit gewährleistet 
werden, als dadurch der verfassungsmäßige Grund- 
satz der Tarifautonomie nicht beeinträchtigt wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die so- 
ziale Lage der Hafenarbeiter zur Zeit zusätzliche 
gesetzliche Regelungen zur Anpassung an das Über- 
einkommen nicht erfordert. Auch würde es den Be- 
strebungen nach einer Vereinheitlichung des Ar- 
beitsrechts zuwiderlaufen, für die Personengruppe 
der Hafenarbeiter besondere arbeitsrechtliche Rege- 
lungen zu schaffen. 

Eine Ratifizierung des Übereinkommens wird von 
der Bundesregierung aus diesen Gründen nicht be- 
fürwortet. 
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Empfehlung 145 


Empfehlung betreffend die sozialen Auswirkungen neuer Umschlagmethoden in Häfen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 

Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
6. Juni 1973 zu ihrer achtundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

stellt fest, daß in den Umsdilagmethoden in den 
Häfen — z. B. durch die Einführung von La- 
dungseinheiten, von Roll-on-roll-off-Verfahren 
sowie die zunehmende Mechanisierung und 
Automatisierung — und in der Struktur des 
Güterverkehrs bedeutende Änderungen statt- 
fanden und weiterhin stattfinden und daß solche 
Änderungen in Zukunft voraussichtlich noch zu- 
nehmen werden; 

stellt fest, daß solche Änderungen dadurch, daß sie 
den Güterumschlag beschleunigen, die Liege- 
zeiten der Schiffe in den Häfen verkürzen und 
die Transportkosten senken, der gesamten Wirt- 
schaft des betreffenden Landes zugute kommen 
und zur Hebung des Lebensstandards beitragen 
können; 

stellt fest, daß solche Änderungen auch erhebliche 
Auswirkungen auf den Beschäftigungsstand in 
den Häfen und auf die Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Hafenarbeiter haben und da- 
her Maßnahmen zur Verhütung oder Linderung 
der dadurch entstehenden Probleme getroffen 
werden sollten; 

ist der Ansicht, daß die Hafenarbeiter an den durch 
die Einführung neuer Umschlagmethoden erziel- 
ten Vorteilen teilhaben sollten und daß somit 
gleichzeitig mit der Planung und Einführung 
neuer Methoden Maßnahmen zur dauernden 
Verbesserung ihrer Lage, z. B. durch Versteti- 
gung der Beschäftigung und Stabilisierung des 
Einkommens, sowie andere Maßnahmen hin- 
sichtlich ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen 
und der Arbeitsschutzaspekte der Hafenarbeit 
geplant und durchgeführt werden sollten; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die sozialen Auswirkungen neuer 
Umschlagmethoden in Häfen, eine Frage, die 
den fünften Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkom- 
mens über die Hafenarbeit, 1973, erhalten sol- 
len. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1973, die 

folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend die Hafenarbeit, 1973, bezeichnet wird. 


I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

1. Soweit Absatz 36 nichts anderes bestimmt, gilt 
diese Empfehlung für Personen, die regelmäßig zur 
Arbeit als Hafenarbeiter zur Verfügung stehen und 
ihr Jahreseinkommen hauptsächlich durch diese 
Arbeit erwerben. 

2. Im Sinne dieser Empfehlung bezeichnen die 
Ausdrücke „Hafenarbeiter" und „Hafenarbeit" Per- 
sonen und Tätigkeiten, die nach der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis als solche bestimmt wer- 
den. Die beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände sollten bei der Festlegung und Abände- 
rung solcher Begriffsbestimmungen angehört oder 
in anderer Weise daran beteiligt werden. Dabei 
sollten neue Umschlagmethoden sowie ihre Aus- 
wirkungen auf die verschiedenen Arbeitsaufgaben 
der Hafenarbeiter berücksichtigt werden. 


II. Auswirkungen von Änderungen 
in den Umschlagmethoden 

3. In jedem Land und, soweit angebracht, in je- 
dem Hafen sollten die wahrscheinlichen Auswir- 
kungen der Änderungen in den Umschlagmethoden, 
einschließlich der Auswirkungen auf die Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten und -bedingungen der Hafen- 
arbeiter und die Berufsstruktur in den Häfen, von 
Gremien, denen Vertreter der beteiligten Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände und, soweit an- 
gebracht, der zuständigen Stellen angehören, regel- 
mäßig und systematisch ermittelt und die infolge- 
dessen zu treffenden Maßnahmen systematisch über- 
prüft werden. 

4. Die Einführung neuer Umschlagmethoden und 
die in diesem Zusammenhang zu treffenden Maß- 
nahmen sollten mit den innerstaatlichen und regio- 
nalen Entwicklungs- und Arbeitskraftprogrammen 
und der entsprechenden Politik koordiniert werden. 

5. Für die in Absatz 3 und 4 genannten Zwecke 
sollten ständig alle einschlägigen Angaben gesam- 
melt werden, insbesondere 

a) Statistiken über Güterbewegungen in Häfen un- 
ter Angabe der verwendeten Umschlagmethoden; 

b) graphische Darstellungen, aus denen die Her- 
kunfts- und Bestimmungsorte der Hauptströme 
des Güterverkehrs sowie die Be- und Entlade- 
punkte der Container und anderer Ladungsein- 
heiten ersichtlich sind; 

c) Vorausschätzungen künftiger Entwicklungen, 
wenn möglich in ähnlicher Darstellung; 

d) Vorausschätzungen der in den Häfen für den 
Güterumschlag benötigten Arbeitskräfte, unter 
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Berücksichtigung künftiger Entwicklungen in be- 
zug auf die Umsdilagmethoden und die Her- 
kunfts- und Bestimmungsorte der Hauptströme 
des Güterverkehrs. 

6. Soweit möglich, sollte jedes Land jene neuen 
Umsdilagmethoden einführen, die sich für seine 
Wirtschaft am besten eignen; dabei wäre insbeson- 
dere zu berücksichtigen, wie weit Kapital, vor allem 
Devisen, und Arbeitskräfte sowie Binnentransport- 
einrichtungen zur Verfügung stehen. 


III. Verstetigung von Beschäftigung und Einkommen 

A. Dauernde oder regelmäßige Beschäftigung 

7. Soweit durchführbar, sollte allen Hafenarbei- 
tern eine dauernde oder regelmäßige Beschäftigung 
geboten werden. 

B. Beschäftigungs- oder Einkommensgarantien 

8. (1) Ist eine dauernde oder regelmäßige Be- 
schäftigung nicht durchführbar, so sollten Garantien 
in bezug auf Beschäftigung und/oder Einkommen 
gegeben werden, deren Form und Ausmaß von der 
wirts chaftlichen und sozialen Lage des betreffenden 
Landes und Hafens abhängen. 

(2) So könnten etwa die folgenden Garantien 
oder einige davon gegeben werden: 

a) Beschäftigung für eine vereinbarte Anzahl von 
Stunden oder Schichten pro Jahr, Monat oder 
Woche oder eine entsprechende Vergütung-, 

b) Anwesenheitsgeld für Arbeitskräfte, die sich auf 
Aufruf zur Arbeit melden oder sich sonst ar- 
beitsbereit halten, ohne beschäftigt zu werden, 
im Rahmen eines für die Hafenarbeiter beitrags- 
freien Systems; 

c) Leistungen bei Arbeitslosigkeit, wenn keine 
Arbeit vorhanden ist. 

9. Alle Beteiligten sollten positive Schritte unter- 
nehmen, um eine Verringerung der Zahl der Ar- 
beitskräfte soweit wie möglich abzuwenden oder 
auf ein Mindestmaß zu beschränken, ohne daß die 
rationelle Ausführung der Arbeiten im Hafen be- 
einträchtigt wird. 

10. Angemessene Vorkehrungen sollten getroffen 
werden, um die Hafenarbeiter bei einer unumgäng- 
lichen Verringerung der Arbeitskräftezahl finanziell 
zu schützen, z. B. durch 

a) Arbeitslosenversicherung oder andere Formen 
der Sozialen Sicherheit; 

b) Abfindungen oder sonstige vom Arbeitgeber zu 
zahlende Leistungen bei Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses ; 

c) eine Kombination von Leistungen, wie sie die 
innerstaatliche Gesetzgebung oder Gesamtar- 
beitsverträge gegebenenfalls vorsehen. 


C. Registrierung 

11. Für alle Berufskategorien von Hafenarbeitern 
sollten in der von der innerstaatlichen Gesetzgebung 
oder Praxis bestimmten Weise Register angelegt 
und geführt werden, um 

a) die Heranziehung von Aushilfsarbeitern zu ver- 
hindern, wenn der Arbeitsanfall nicht ausreicht, 
um Hafenarbeitern eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten; 

b) die Durchführung von Programmen für die Ver- 
stetigung der Beschäftigung oder die Stabilisie- 
rung der Einkommen und für die Verteilung der 
Arbeitskräfte in den Häfen zu ermöglichen. 

12. In dem Maße, in dem sich die Art der Arbeit 
ändert und mehr Hafenarbeiter vielfältigere Auf- 
gaben ausführen können, sollten die Kategorien von 
spezialisierten Arbeiten verringert und neu be- 
stimmt werden. 

13. Die Unterscheidung zwischen Arbeit an Bord 
und Arbeit an Land sollte soweit wie möglich besei- 
tigt werden, um eine größere Austauschbarkeit und 
Beweglichkeit in der Verteilung der Arbeitskräfte 
und einen höheren Wirkungsgrad der Arbeiten zu 
erreichen. 

14. Steht eine dauernde oder regelmäßige Be- 
schäftigung für alle Hafenarbeiter nicht zur Verfü- 
gung, so empfiehlt sich die Führung 

a) eines einzigen Registers oder 

b) getrennter Register für 

i) mehr oder weniger regelmäßig beschäftigte 
Hafenarbeiter und 

ii) Reservearbeiter. 

15. In der Regel sollten Personen nur dann als 
Hafenarbeiter beschäftigt werden, wenn sie als 
solche registriert sind. In Ausnahmefällen, wenn 
alle verfügbaren registrierten Hafenarbeiter beschäf- 
tigt sind, können auch andere Arbeitnehmer einge- 
stellt werden. 

16. Der registrierte Hafenarbeiter sollte sich in 
einer von der innerstaatlichen Gesetzgebung oder 
Praxis bestimmten Weise zur Arbeit zur Verfügung 
stellen. 

D . Anpassung des Bestandes an registrierten 
Arbeitskräften 

17. Die Zahl der registrierten Arbeitskräfte sollte 
in regelmäßigen Abständen von den beteiligten 
Parteien überprüft werden, so daß sie einen den 
Erfordernissen des Hafens entsprechenden Stand 
erreicht, aber nicht überschreitet. Bei diesen Über- 
prüfungen sollten alle einschlägigen Faktoren, ins- 
besondere die langfristigen Faktoren, wie z. B. 
Änderungen in den Umschlagmethoden und den 
Entwicklungstendenzen des Handels, berücksichtigt 
werden. 

18. (1) Nimmt der Bedarf an einzelnen Katego- 
rien von Hafenarbeitern ab, so sollte alles getan 
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.werden, um die betreffenden Arbeitnehmer durch 
Umschulung für Arbeiten in anderen Kategorien im 
Hafenbereich weiterzubeschäftigen; die Umschulung 
sollte rechtzeitig vor einer vorauszusehenden Än- 
derung in den Umschlagmethoden durchgeführt 
werden. 

(2) Ist eine Verringerung der Gesamtzahl der 
registrierten Arbeitskräfte nicht zu umgehen, so 
sollte alles getan werden, um Hafenarbeitern durch 
Bereitstellung von Umschulungseinrichtungen und 
Unterstützung seitens der öffentlichen Arbeitsver- 
mittlungsstellen bei der Suche nach einer anderen 
Beschäftigung zu helfen. 

19. (1) Jede notwendige Verringerung der Zahl 
der registrierten Arbeitskräfte sollte, soweit durch- 
führbar, schrittweise und ohne Beendigung von Ar- 
beitsverhältnissen vorgenommen werden. In diesem 
Zusammenhang können die mit betrieblichen Per- 
sonalplanungsverfahren gemachten Erfahrungen 
nutzbringend auf Häfen angewandt werden. 

(2) Bei der Bestimmung des Ausmaßes der Ver- 
ringerung sollten u. a. berücksichtigt werden: 

a) die natürliche Verminderung des Personals; 

b) Einstellungsstopp, außer für Arbeiter mit beson- 
deren Fertigkeiten, in denen die schon registrier- 
ten Hafenarbeiter nicht ausgebildet werden kön- 
nen; 

c) Ausschluß von Arbeitskräften, die ihren Lebens- 
unterhalt nicht hauptsächlich durch Hafenarbeit 
bestreiten; 

d) Herabsetzung des Ruhestandsalters oder Erleich- 
terung des freiwilligen vorzeitigen Eintritts in 
den Ruhestand durch die Zahlung von Renten, 
Zuschüssen zu den staatlichen Renten oder Pau- 
schalbeträgen; 

e) die dauernde Versetzung von Hafenarbeitern aus 
Häfen mit einem Arbeitskräfteüberschuß in Hä- 
fen mit Arbeitskräfteknappheit, wo die Sachlage 
es zuläßt und vorbehaltlich der geltenden Ge- 
samtarbeitsverträge und der Zustimmung der 
beteiligten Arbeitnehmer. 

(3) Eine Beendigung von Arbeitsverhältnissen 
sollte erst nach Prüfung der im vorstehenden Unter- 
absatz (2) erwähnten Möglichkeiten und vorbehalt- 
lich der etwa zugesagten Beschäftigungsgarantien in 
Erwägung gezogen werden. Sie sollte soweit mög- 
lich auf Grund vereinbarter Kriterien unter Einhal- 
tung einer angemessenen Kündigungsfrist erfolgen 
und mit der Zahlung der in Absatz 10 aufgezählten 
Leistungen verbunden sein. 

E, Zuteilung 

20. Stehen die Hafenarbeiter nicht in einer 
dauernden oder regelmäßigen Beschäftigung bei 
einem bestimmten Arbeitgeber, so sollte ein Zu- 
teilungssystem vereinbart werden, das 

a) jedem Arbeitgeber, vorbehaltlich der Bestimmun- 
gen in den Absätzen 11, 15 und 17, die für den 
raschen Schiffsumlauf notwendigen Arbeitskräfte 


oder bei Arbeitskräfteknappheit nach einer fest- 
gelegten Dringlichkeitsordnung einen angemes- 
senen Anteil an den Arbeitskräften zur Ver- 
fügung stellt; 

b) jedem registrierten Hafenarbeiter einen ange- 
messenen Anteil an der vorhandenen Arbeit 
bietet; 

c) die Notwendigkeit, bei den Aufrufen zum Zwecke 
der Auswahl und der Einteilung zur Arbeit an- 
wesend zu sein, und die dazu notwendige Zeit 
auf ein Mindestmaß herabsetzt; 

d) sicherstellt, daß, soweit durchführbar und unter 
Berücksichtigung des erforderlichen Schichtwech- 
sels, Hafenarbeiter eine von ihnen begonnene 
Arbeit zu Ende führen. 

21. Vorbehaltlich der Bedingungen, welche die 
innerstaatliche Gesetzgebung oder Gesamtarbeits- 
verträge vorschreiben, sollte eine Versetzung von 
regelmäßig beschäftigten Hafenarbeitern zu zeit- 
weiligen Arbeiten bei einem anderen Arbeitgeber 
bei Bedarf zulässig sein. 

22. Vorbehaltlich der Bedingungen, welche die 
innerstaatliche Gesetzgebung oder Gesamtarbeits- 
verträge vorschreiben, sollte eine auf freiwilliger 
Grundlage erfolgende zeitweilige Versetzung von 
Hafenarbeitern in einen anderen Hafen bei Bedarf 
zulässig sein. 


IV. Arbeitsbeziehungen 

23. Erörterungen und Verhandlungen zwischen 
den beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
sollten nicht nur auf die Regelung aktueller Fragen, 
wie z. B. Löhne und Arbeitsbedingungen, sondern 
auf eine Gesamtregelung unter Einbeziehung der 
verschiedenen Sozialmaßnahmen abzielen, die erfor- 
derlich sind, um den Auswirkungen neuer Umschlag- 
methoden zu begegnen. 

24. Es sollte anerkannt werden, daß für diesen 
Zweck das Vorhandensein von Verbänden der Ar- 
beitgeber und der Hafenarbeiter wichtig ist, die 
nach den Grundsätzen des Übereinkommens über 
die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Ver- 
einigungsrechts, 1948, und des Übereinkommens 
über das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kol- 
lektivverhandlungen, 1949, gebildet wurden und 
frei Verhandlungen führen und die Durchführung 
der erzielten Vereinbarungen sicherstellen können. 

25. Soweit noch keine geeigneten paritätischen 
Einrichtungen bestehen, sollten solche geschaffen 
werden, um ein Klima des Vertrauens und der Zu- 
sammenarbeit zwischen Hafenarbeitern und Arbeit- 
gebern zu erreichen, wodurch soziale und technische 
Änderungen ohne Spannungen oder Konflikte voll- 
zogen und Beschwerden in Übereinstimmung mit 
der Empfehlung betreffend die Behandlung von Be- 
schwerden, 1967, rasch beigelegt werden können. 

26. Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
sollten, soweit angebracht, zusammen mit den zu- 
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ständigen Stellen, an der Durchführung der erfor- 
derlichen sozialen Maßnahmen beteiligt werden, 
insbesondere an der Durchführung von Programmen 
für die Verstetigung der Beschäftigung oder die 
Stabilisierung der Einkommen. 

27. Eine wirksame, mit allen möglichen Mitteln 
auf allen Ebenen verwirklichte Politik der Kommu- 
nikation zwischen Arbeitgebern und Hafenarbeitern 
und zwischen den leitenden Funktionären der Ar- 
beitnehmerverbände und ihren Mitgliedern, sollte 
in Übereinstimmung mit der Empfehlung betreffend 
Kommunikationen im Betrieb, 1967, durchgeführt 
werden. 


V. Organisation der Hafenarbeit 

28. Damit neue Umschlagmethoden zu größtmög- 
lichen sozialen Vorteilen führen, sollten Verein- 
barungen zwischen den Arbeitgebern oder ihren 
Verbänden auf der einen und den Arbeitnehmer- 
verbänden auf der anderen Seite, falls angebracht 
unter Beteiligung der zuständigen Stellen, über ihre 
Zusammenarbeit bei der Verbesserung der Wirk- 
samkeit der Hafenarbeit getroffen werden. 

29. Die in diesen Vereinbarungen beschlossenen 
Maßnahmen könnten sich insbesondere auf folgen- 
des beziehen: 

a) die Anwendung wissenschaftlicher Kenntnisse 
und Verfahren in bezug auf die Arbeitsumwelt, 
unter besonderer Berücksichtigung der Verhält- 
nisse in Häfen; 

b) umfassende Programme für berufliche Ausbil- 
dung, einschließlich der Ausbildung im Arbeits- 
schutz; 

c) gemeinsame Anstrengungen zur Beseitigung 
überholter Arbeitsgewohnheiten ; 

d) größere Beweglichkeit in der Verteilung der Ha- 
fenarbeiter zwischen den einzelnen Laderäumen, 
zwischen verschiedenen Schiffen, zwischen Schiff 
und Land und zwischen verschiedenen Arbeiten 
an Land; 

e) die Einführung von Schicht- und Wochenend- 
arbeit, soweit notwendig; 

f) eine Organisation der Arbeit und eine Ausbil- 
dung, die es den Hafenarbeitern ermöglichen, 
mehrere verwandte Arbeitsaufgaben auszufüh- 
ren; 

g) die Anpassung der Stärke der Gänge an die an- 
erkannten Erfordernisse, unter gebührender Be- 
rücksichtigung der Notwendigkeit, angemessene 
Ruhezeiten sicherzustellen; 

h) gemeinsame Anstrengungen, um unproduktive 
Zeiten, soweit durchführbar, auszuschalten; 

i) Vorkehrungen für den wirksamen Einsatz me- 
chanischer Geräte unter Einhaltung der einschlä- 
gigen Sicherheitsnormen und der Gewichtsbe- 
schränkungen, die die im Sfcherheitszeugnis 


des betreffenden Geräts angegebene Höchst- 
kapazität erfordert. 

30. Solche Maßnahmen sollten durch Vereinba- 
rungen über die Verstetigung der Beschäftigung 
oder die Stabilisierung der Einkommen und durch 
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen, wie im 
nachstehenden Abschnitt erwähnt, ergänzt werden. 


VI. Arbeits- und Lebensbedingungen 

31. Die für gewerbliche Betriebe geltende Gesetz- 
gebung über Arbeitsschutz, Wohlfahrt und beruf- 
liche Ausbildung sollte mit den etwa erforderlichen 
fachtedinischen Änderungen auf die Hafenarbeit 
wirksam angewendet 'werden; ferner sollten zweck- 
entsprechende und qualifizierte Aufsichtsdienste 
bestehen. 

32. Die Regelungen über Arbeitszeit, wöchent- 
liche Ruhezeit, bezahlten Urlaub und ähnliche Ar- 
beitsbedingungen sollten für Hafenarbeiter nicht 
ungünstiger sein als für die Mehrheit der Arbeit- 
nehmer in gewerblichen Betrieben. 

33. Bei Schichtarbeit sollten unter anderem fol- 
gende Maßnahmen getroffen werden: 

a) keine Anschlußschichten für dieselben Arbeitneh- 
mer, außer in den von der innerstaatlichen Ge- 
setzgebung oder durch Gesamtarbeitsverträge 
festgelegten Grenzen; 

b) eine besondere Vergütung für die dem Arbeit- 
nehmer durch Schicht- und Wochenendarbeit ver- 
ursachten Erschwernisse,- 

c) Festlegung einer angemessenen Höchstdauer und 
einer geeigneten zeitlichen Anordnung der 
Schichten unter Berücksichtigung örtlicher Um- 
stände. 

34. Bei der Einführung neuer Umschlagmethoden 
und bei Anwendung von Tonnagesätzen oder an- 
deren Formen der Leistungsentlohnung sollten 
Schritte zur Überprüfung und gegebenenfalls zur 
Abänderung der Entlohnungsmethoden und der 
Lohntarife vorgenommen werden. Soweit möglich, 
sollten die Einkommen der Hafenarbeiter infolge 
der Einführung neuer Umschlagmethoden verbes- 
sert werden. 

35. Angemessene Renten- und Ruhestandssy- 
steme sollten eingeführt werden, soweit diese noch 
nicht bestehen. 


VII. Verschiedene Bestimmungen 

36. Die hierfür geeigneten Bestimmungen dieser 
Empfehlung sollten, soweit durchführbar, entspre- 
chend der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis 
auch für Gelegenheits- und Saisonhafenarbeiter 
gelten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


i. 

Die in sieben Abschnitte gegliederte Empfehlung 
enthält Bestimmungen, die teilweise mit denen des 
Übereinkommens Nr. 137 der IAO inhaltsgleich 
sind, zum anderen Teil die allgemeinen Normen des 
Übereinkommens durch detaillierte Einzelempfeh- 
lungen ergänzen. Darin werden insbesondere Maß- 
nahmen vorgeschlagen, durch die die wirtschaft- 
lichen und sozialen Auswirkungen von Änderungen 
in den Umschlagmethoden in Häfen rechtzeitig er- 
mittelt und überprüft (Abschnitt II), Beschäftigungs- 
und Einkommensgarantien für Hafenarbeiter ge- 
währleistet (Abschnitt III, A und B) sowie Systeme 
zur Registrierung und Zuteilung der Hafenarbeiter 
eingeführt werden sollen (Abschnitt III, C und F). 

Für den Fall einer notwendig werdenden Verringe- 
rung der Zahl registrierter Arbeitskräfte in Häfen 
enthält die Empfehlung in Abschnitt III D Vor- 
schläge zur Umschulung und Weiterbeschäftigung 
der betroffenen Arbeitnehmer und zählt eine Reihe 
von Faktoren auf, die bei der Bestimmung des Aus- 
maßes der Verringerung berücksichtigt werden sol- 
len. 

In Abschnitt IV werden Einzelempfehlungen auf- 
geführt, durch die die Arbeitsbeziehungen in den 
Häfen nach den Grundsätzen und in Übereinstim- 
mung mit den bestehenden IAO-Instrumenten über 
die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollek- 
tivverhandlungen sowie über die Behandlung von 
Beschwerden und Kommunikation im Betrieb ver- 
tieft werden sollten. Vereinbarungen zwischen den 
Sozialpartnern mit dem Ziel, neue Umschlagsmetho- 
den zu größtmöglichen sozialen Vorteilen einzufüh- 
ren, werden in Abschnitt V empfohlen und hierzu 
eine Reihe in solchen Vereinbarungen zu behandeln- 
den Fragen aufgeführt. 

In Abschnitt VI, der sich mit den Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Hafenarbeiter befaßt, wird 
der Grundsatz aufgestellt, daß die Gesetzgebung 
über Arbeitsschutz, Wohlfahrt und berufliche Aus- 
bildung auch auf die Hafenarbeit angewendet wer- 
den und die Arbeitsbedingungen für Hafenarbeiter 
nicht ungünstiger sein sollen als für Arbeitnehmer 
in gewerblichen Betrieben. 

Für Gelegenheits- und Saisonhafenarbeiter sollten 
entsprechend Abschnitt VII die hierfür geeigneten 
Bestimmungen der Empfehlung auch gelten. 

II. 

Die Bundesregierung stimmt den Zielsetzungen der 
Empfehlung grundsätzlich zu. Eine Reihe der darin 


vorgeschlagenen Maßnahmen werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland durch die Arbeits- und 
Sozialgesetzgebung sowie durch wirtschafts- und 
strukturpolitische Maßnahmen bereits verwirklicht. 
So sieht z. B. das Arbeitsförderungsgesetz von 1969 
vor: Arbeitsmarktstatistiken sowie Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung einschließlich Prognosen der 
Beschäftigung, Arbeits- und Berufsberatung, indivi- 
duelle und institutionelle Förderung der beruflichen 
Ausbildung, Fortbildung und Umschulung, Förde- 
rung der Arbeitsaufnahme, Lohnausfalleistungen, 
wie Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld und Ar- 
beitslosenhilfe. 

In der Gemeinschaftsaufgabe ' „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sind drei Aktions- 
programme enthalten, die das gesamte deutsche 
Küstengebiet umfassen. Zu den Schwerpunktorten 
der Aktionen gehören auch Seehäfen. 

Andererseits können aus arbeitsrechtlichen und 
wirtschaftspolitischen Gründen eine Reihe von Ein- 
zelempfehlungen nicht übernommen werden. Dies 
gilt z. B. für die Forderung, Hafenarbeiter zu regi- 
strieren, registrierte Hafenarbeiter bei der Einstel- 
lung zu bevorzugen und Aushilfsarbeiter von Ha- 
fenarbeit auszuschließen. Dies würde etwaige Be- 
schäftigungsprobleme (Uberschuß an Arbeitskräften 
für Hafenarbeiten) lediglich auf eine andere Ebene 
verlagern (Arbeitslosigkeit der Nichtregistrierten) 
und den Strukturwandel behindern. 

Die Aufgaben, die in Abschnitt IV (Ziff. 25) der 
Empfehlung paritätischen Einrichtungen zugewiesen 
werden, sind nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Be- 
triebsrat Vorbehalten. 

Die Schaffung besonderer paritätischer Einrichtun- 
gen mit gleicher Zielsetzung würde dem System 
der betrieblichen Zusammenarbeit zwischen Arbeit- 
geber und Betriebsrat als zweier selbständiger Be- 
triebsverfassungsorgane, auf dem die Struktur der 
Betriebsverfassung beruht, zuwiderlaufen. 

Ob und inwieweit einzelne Bestimmungen der Emp- 
fehlung, soweit noch nicht geschehen, umgesetzt 
werden können, wird unter Berücksichtigung der 
Entwicklung in den deutschen Seehäfen und in 
Zusammenarbeit mit allen Beteiligten von der Bun- 
desregierung geprüft werden. 

Die Empfehlung gibt jedoch auch den Sozialpartnern 
wertvolle Anregungen, die diese im Rahmen der 
Tarif autonomie in eigener Zuständigkeit durch den 
Abschluß entsprechender Tarifverträge verwirk- 
lichen können. 
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